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Der Bundesminister des Innern 
22 - 1670/50 


Bonn, den 24. Juli 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 92 der Abgeordneten 

Dr. Seelos und Fraktion der Bayernpartei 
- Nr. 1098 der Drudtsachen - 

betr. Erfüllung der Bestimmungen des Artikels 36 
des Grundgesetzes. 


Die Anfrage Nr. 92 der Abgeordneten Dr. Seelos und Fraktion 
der Bayernpartei betr. Erfüllung der Bestimmungen des Artikels 
36 des Grundgesetzes beantworte ich wie folgt: 

ln meinem Schreiben vom 28. x\pril 1950 - 22 - 974/50 
- Nr. 938 der Drucksachen - zur Beantwortung der Anfrage 
Nr. 30 der Abgeordneten Spies, Strauli, Bauereisen und 
Genossen „über die Verwendung von Beamten und Ange- 
stellten aus den Ländern bei den obersten Bundesbeliörden” 
habe idi bereits mitgeteilt, daß über die Auslegung der Bestim- 
mungen des Artikels 36 des Grundgesetzes Zweifel bestehen. 

Zur Klärung der Zweifelsfragen habe ich die Landesregierungen 
am 6. Juni 1950 nochmals zur Stellungnahme aufgefordert. 

Sobald die Stellungnahmen der Landesregierungen vorliegen, 
werde ich nach einer erneuten Besprediung mit den Vertretern 
der Bundesministerien einen Beschluß des Kabinetts herbei- 
führen und die Grundsätze bekanntgeben, die zur Durchführung 
der Bestimmungen des Artikels 36 des Grundgesetzes ange- 
wandt werden sollen. 

Gemäß diesen Grundsätzen wird die Bundesregierung sicher- 
stellen, daß sowohl bei der Neueinstellung von Beamten wie 
nach Möglichkeit auch bei der Übernahme von bereits bei den 
obersten Bundesbehörden beschäftigten Personen in das Beamten- 
verhältnis Beamte aus allen Ländern der Bundesrepublik in 
angemessenem Verhältnis verwendet werden. 


Drmdt: Petet Meiet, fiiilMlori-^e|biifi 
Aii«iii- Vertrieb 1 Or. Haii« Heger, Andemmdi, Breit# Str. ÜM) 
«nd Wiesbaden, Nietssdiestr. t 



Die Verwendung von bayerischen Beamten bei den obersten 
Bundesbebörden ist bisher dadurch ersdiwert worden, daß eine 
Reihe von Beamten aus Bayern sich nicht bereitgefunden haben, 
in den Bundesdienst überzutreten. Allein im Bereidi des 
Bundesministeriums des Innern haben 10 bayerische Beamte des 
höheren Dienstes, die für wichtige Stellen als Referenten bezw. 
Abteilungsleiter vorgesehen waren, die Übernahme in den Bundes- 
dienst abgelehnt. 


Dr. Dr. Heinemann 



